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gericht gegendasLebenspart-
nerschaftsgesetz. Ihre Argu-
mentation: Das Gesetz stehe
"gegen Geist und Buchstaben
der Verfassung", da "Unglei-
ches gleichbehandelt" werde,
so das CDU/CSU−Positionspa-
pier zumrot−grünenEntwurf.

Auchdiesozialistische Par-
tei PDS steht demrot−grünen
Gesetzesprojekt, das Anfang
August diesenJahres in Kraft
treten soll, kritisch bis ableh-
nend gegenüber. Allerdings
aus fundamental anderen
Gründen. Die offen lesbisch
lebende PDS−Abgeordnete
Christina Schenk begründete
ihre Gegensti mme zum Le-
benspartnerschaftsgesetz so:
"Mit dem vorgelegten Geset-
zesentwurf erweist Rot−Grün
Lesben und Schwulen einen
Bärendienst. Zumersten Mal
seit der Streichung des Para-
grafen 175 (Verbot der männ-
lichen Homosexualität − d.
Red.) wird es wieder ein Son-
dergesetz nur für Lesben und
Schwule geben. "Völlig inak-
zeptabel" findet Schenk, dass
Homosexuelleneine gleichbe-
rechtigte Elternschaft ver-
wehrt bleibt undLesbenresp.
Schwule weder das Recht zur

gemeinsamen Sorge noch zur
Adoption und Insemination
erhalten werden. So werde
die Ungleichbehandlung von
Lesben und Schwulen gegen-
über Heterosexuellen festge-
schrieben.
Tatsächlich hatten die sich

gerne als besonders homose-
xuellen−freundlich gebenden
deutschen Grünennie aneine
völlige Gleichbehandlung von
Schwulen und Lesben ge-
dacht, sondern von vornher-
ein für eine Sonderregelung
für Homosexuelleplädiert. Of-
fenbar passte das besser ins
politische Kalkül der kleinen
Regierungspartei − i mmerhin
hatte es vier Jahre gebraucht,
umdensozialdemokratischen
Koalitionspartner überhaupt
erst einmal von der Notwen-
digkeit einer rechtlichen An-
erkennung schwul−lesbischer
Lebensgemeinschaften zu
überzeugen.
Die deutschen SozialistIn-

nen setzen sich − wie die
luxemburgischen Déi Gréng −
für eine konsequente Indivi-
dualisierung aller Rechtsbe-
ziehungen zwischen Men-
schen ein. Als Zwischen-
schritte befürwortet die PDS
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Sondergesetzeund
EhelightI mmer mehr Schwule

und Lesbenin Europa
könnenihre

Lebensgemeinschaft
rechtlich absichern.

Allerdings: Die wenigsten
Länder haben bisher die

volle Gleichstellung
homo− und

heterosexueller Paare
umgesetzt.

Hunderttausende von Les-
ben und Schwule in ganz Eu-
ropa feiern in diesen Tagen
den Christopher Street Day.
Mit bunten Umzügen ziehen
sie durch die Straßenvon Pa-
ris, Berlin oder Amsterdam
und erinnern damit an den
Widerstand von Schwulen
und Lesben gegen willkürli-
che Polizeirazzien und Diskri-
minierung in den USA. Seit
den ersten organisierten Pro-
testen in der New Yorker
Christopher Street 1969ist ei-
niges passiert: Viele Lesben
und Schwule leben heute
selbstbewusst ihr Leben.
Dochauchwennhomosexuel-
le Lebensweisen in der Ge-
sellschaft zunehmend akzep-
tiert werden, die vollerechtli-
che Gleichbehandlung homo−
und heterosexueller Lebens-
gemeinschaften lässt in den
meisten europäischen Län-
dern noch i mmer auf sich
warten. Zwar hat das Europäi-
sche Parlament bereitsinsei-
ner am8. Februar 1994 ange-
nommenenEntschließungdie
Mitgliedsstaaten der EU auf-
gefordert, die ungleiche Be-
handlung von Personen mit
gleichgeschlechtlicher Orien-
tierung in den Rechts− und
Verwaltungsvorschriften zu
vermeiden, doch einige Län-
der, unter anderem Luxem-
burg, haben bisher noch kei-
nerlei Schritte in Richtung
Umsetzung der Vereinbarung
unternommen.

In Luxemburg sind sie
Fremde
Hierzulandegelten deshalb

homosexuelle Lebenspartne-
rInnenvor demGesetzi mmer
nochals Fremde, selbst wenn
sie jahrzehntelang zusam-
menleben und füreinander
sorgen. Besonders i m Kon-
text mit Krankheit, Tod oder
Kindernzeigt sichdieprekäre
rechtliche Situation vieler
schwuler undlesbischer Paa-
re. "Die Rechtlosigkeit hat
schwere Beeinträchtigungen
der persönlichen Lebensge-
staltung zur Folge: i m Miet-
recht, bei mErwerbgemeinsa-
men Eigentums, bei Aus-
kunfts− und Besuchsrechten,

i m Steuer− und Erbschafts-
recht", so die grüne Abge-
ordnete Renée Wagener. So
muss beispielsweise ein Arzt
aufgrund seiner Schweige-
pflicht gegenüber Drittendem
schwulen Partner eines Pa-
tienten grundsätzlich sämtli-
che medizinischen Auskünfte
verweigern. Das Auskunfts−
und Besuchsrecht gilt näm-
lich nur für Angehörige, also
Blutsverwandte und Ehepart-
nerInnen. Lediglicheinnotari-
ell beglaubigtes schriftliches
Einverständnis kann diesen
Missstandaufheben.
Nochschwierigerist die Si-

tuation, wenn der Partner
oder die Partnerin aus dem
Ausland kommt oder wenn
Kinder in der Lebensgemein-
schaft aufwachsen. "Gegen
diese Diskri minierungen hel-
fen keine Verfügungen oder
Notarverträge. Hier hilft nur
eine klare und umfassende
rechtliche Regelung", fordert
Wagener. Für Déi Gréng ist
klar: Der demokratische
Grundsatz der Gleichbehand-
lung gebietet, Lesben und
Schwulen auch das Recht zu
heiraten zuzugestehen. Die
Öffnung der Ehe für Homose-
xuelle mit allen Rechten, die
sich daraus ableiten (auch
das der Adoption und der In-
semination) ist, neben einem
"contrat de vie commune" für
gleich− und verschiedenge-
schlechtliche Lebensgemein-
schaften und der konsequen-
ten Individualisierung, Be-
standteil der grünen"réforme
du mariage". Sie soll helfen,
bestehende Diskri minierun-
gen sowohl zwischen verhei-
rateten(heterosexuellen) und
homosexuellen sowie verhei-
rateten und unverheirateten
Paaren abzubauen (siehe In-
terview). Damit hätten Les-
ben und Schwule wieihre he-
terosexuellen Mitmenschen
auch die Wahl zwischen drei
Formen des Zusammenle-
bens: Sie könnten heiraten,
sie könnten mit einem
"contrat de vie commune" ih-
re Beziehung mit eheähnli-
chen Rechten versehen oder
sie könnten ohne Trauschein
und ohne besti mmte Rechte
zusammenleben.
Der grüne Vorstoßist einer

der weitestgehenden Vor-
schläge in der europäischen
Debatte um die gesetzliche
Absicherung homosexueller
Lebensgemeinschaften − an-
gesichts der existierendenpo-
litischen Machtverhältnisse
undder Hyperpräsenz der ka-
tholischenKirchehierzulande
dürfte er allerdings kaumum-
setzbar sein.
Als erstes Land der Welt

öffnete Dänemark seine
Standesämter für gleichge-

schlechtliche Paare. Das war
1989. Die skandinavischen
Länder NorwegenundSchwe-
den sowie Island folgten. In
diesen Ländern können Ho-
mosexuelle eine "Eingetrage-
ne Partnerschaft" eingehen,
die nahezu alle Rechte und
Pflichten der Ehe i m Paket
umfasst. Nahezu, denn das
Recht auf Adoptionundkirch-
liche Trauung haben Schwule
undLesbendort nicht.

Sondergesetzefür
Homos
Auch Deutschland orien-

tiert sichamskandinavischen
Vorbild. Vergangenes Jahr
hatten die Koalitionspar-
teien Bündnis 90/Die Grünen
und SPD, nach mehrmonati-
gen Beratungen und zähem
Ringen, einen Gesetzestext
zum "Lebenspartnerschafts-
gesetz" für gleichgeschlechtli-
che Lebensgemeinschaften
vorgelegt, den der Bundestag
schließlich am 9. November
2000 gegen die Sti mmen der
Christlich−Konservativen be-
schloss. Jetzt klagen die
unionsgeführtenLänder Sach-
sen, Thüringen und Bayern
vor dem Bundesverfassungs-
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Irgendwasfehlti mmer
Trotz der Erfolge, die Lesben und Schwule
i m Kampf gegen Benachteili gung bisher er-
zielt haben: Die rechtliche Anerkennungi hrer
Lebensgemeinschaften, so es sie gi bt, be-
wegt sich zwischen diskri mi nierenden Son-
dergesetzen und der Ehe li ght. Die volle
Gleichberechti gung steht i n den meisten
Ländern noch aus.

Nochist das StandesamtinLuxemburgfür Homosexuelle zu. (Foto: Bruno Baltzer)
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Lösungsansätze für nichtehe-
liche Gemeinschaften, diejen-
seits einerSonderregelungfür
Lesben und Schwule liegen,
etwainFormeines PACS.

PACSallein packt's
nicht
Dochauchder vonSozialis-

tInnen viel gelobte französi-
sche"pacte civil de solidarité
et du concubinage" oder der
belgische "contrat de vie
commune" (Gesetzliches Zu-
sammenwohnen) baut beste-
hende Diskri minierungen von
gleichgeschlechtlichen Paa-
ren nur eingeschränkt ab.
Zwar werden Lesben und
Schwulen− ebenso wie unver-

Viviane Loschetter,
Pressesprecherin von

"Déi Gréng"

heirateten heterosexuellen
Paaren −, die zusammenwoh-
nen, aber nicht heiraten wol-
len, in beiden Gesetzen
eheähnliche Rechte wie die
Mitversicherung in den ver-
schiedenen Systemen der So-
zialversicherung, steuerliche
Vorteile, das Fortbestehen
des Mietvertrages zugunsten
eines Partners sowie be-
sti mmte arbeitsrechtliche
und steuerrechtliche Vorzüge
eingeräumt.

Doch die Vertragspartne-
rInnen müssen teilweise jah-
relange Fristen in Kauf neh-
men, bevor besti mmte Rech-
te auchfür sie gelten. Zudem
bleibt PACS−Lebensgemein-

schaften das Recht auf Adop-
tion von vornherein ver-
wehrt: Ein Zugeständnis an
die konservativen und christ-
lichen GegnerInnen von PACS
und "Gesetzlichem Zusam-
menwohnen" nach monate-
langemRingen umeinentrag-
fähigen Kompromiss. Immer-
hin: Der Vorwurf, Homo− und
Heterosexuelle würden un-
gleich behandelt, trifft hier
nicht ganz zu. Die Regelungen
geltenfür alle nichtehelichen
Gemeinschaften, unabhängig
von der sexuellen Ortientie-
rung. Da aber die Ehe in
Frankreich und Belgien nach
wie vor ausschließlich Ver-
bindungen zwischen Mann
undFrauoffensteht, existiert

die Diskri minierung von Ho-
mosexuellen weiterhin: Sie
haben nur die Wahl zwischen
einer Ehe light oder gar kei-
ner rechtlichenAbsicherung.

Gleiches Rechtfür alle
Die Niederlande haben bis-

her als einziges Landder Welt
die volle Gleichbehandlung
umgesetzt: Seit dem 1. April
2001 können Lesben und
Schwule in den Niederlanden
ihreN PartnerIn heiraten (die
WOXXNr. 593 berichtete). Da-
mit genießen sie alle Rechte,
diesonst heterosexuellenVer-
heirateten vorbehalten wa-
ren. Auchdas Recht auf Adop-
tion. Niederländische Homo-

sexuelle konnten sich zwar
vorher schon standesamtlich
registrieren lassen, mit weit
reichenden Folgen im Versi-
cherungs−, Vormundschafts−,
Erbschafts−undPensionsrecht
sowie Ausländerrecht. Aber
ohne das Recht, Kinder zuad-
optieren. Das Angebot der
"Registrierten Partnerschaft"
wurde jedoch von Schwulen
und Lesben kaum angenom-
men. "Eine registrierte Part-
nerschaft ist eine B−Klasse−
Ehe", begründete der Chefre-
dakteur von Gay−Krant, Henk
Krol, in einemInterview mit
der "Süddeutschen Zeitung"
die Ablehnungvieler homose-
xueller Paare gegenüber der
"Registrierten Partnerschaft"

undihrInsistierenauf die Ho-
moehe. Krol und seine Kolle-
gInnen hatten Glück: Das nie-
derländische Gesetz zur "Re-
gistrierten Partnerschaft" sah
eine Probezeit vor, nach de-
ren Ablauf die Regelung gege-
benenfalls nachgebessert
werden sollte. Und dank der
Kräfteverhältnisse i m nieder-
ländischen Parlament wurde
die Öffnung der Ehe auch
gegen die Sti mmen des kon-
servativ−christlichen Lagers
durchgesetzt.

Ines Kurschat

EHEREFORM

Wenn nur dieLiebezähltDéi Gréng haben
Vorschlägefür eine

umfassende Reformder
Ehevorgelegt. WOXX
sprach mit Viviane
Loschetter, Déi

Gréng−Pressesprecherin,
über die grünenInhalte.

WOXX: Ihre Partei will ei-
ne Reform der Ehe. Halten
Sie nichtsvonder Heirat?
Vivane Loschetter: Um ei-

nes klarzustellen: Wir wollen
nicht die Ehe abschaffen,
sondern die Privilegien. Mit
der Ehe sind klare finanzielle
Vorteile und Rechte verbun-
den, zum Beispiel bei der
Rente, in der Sozialversiche-
rung, i mSteuerrecht, bei der
Erbschaft oder was Besuchs-
rechte i m Krankenhaus be-
trifft. Andere Paare, die auch
dauerhaft zusammenleben
undvielleicht Kinder großzie-
hen, haben diese Rechte
nicht. Sie werden gegenüber
Verheiratetendiskri miniert.
Sie fordern den "contrat

de vie commune". Wenspre-
chen Sie mit diesem Kon-
zept an?
Der "contrat de vie com-

mune" richtet sich an Men-
schen, die zwar dauerhaft zu-
sammenzuleben, aber nicht
heiraten wollen. Wir fordern,
dass auch diese Form eine
rechtliche Absicherung be-
kommt. Immerhin macht sie
zwei Drittel in unserer Gesell-
schaft aus. Darunter sind He-
terosexuelle mit und ohne
Kinder ebenso wie homose-
xuelle Paare mit und ohne
Kinder.

Was sinddie Vorteile des
"contrat deviecommune"?
Der Vertrag soll Lebensge-

meinschaften mit den Privile-
gienversehen, vondenenbis-
her nur Eheleute profitieren.
Der Vorteil bei m"contrat de
vie commune" ist zudem,
dass sich PartnerInnen
schnell und ohne viel Auf-
wand trennen können. Im
Trennungsfalle ist auch ganz
klar, was wemgehört.
Ihr Entwurf sieht keine
Unterhaltsverpflichtungen
und kein gemeinsames Ei-
gentum vor. Ist das nicht −
speziell fürFrauen− gefähr-
lich?
Früher war die Ehe ein

Bund fürs Leben und bedeu-
tete − vor allemfür Frauen −
tatsächlich oftmals die einzi-
ge finanzielle Absicherung.
Heute, bei Scheidungsraten
um die 50 Prozent und stei-
gender Frauenerwerbstätig-
keit, ist sie das nicht mehr.
Die dritte Säule unserer Re-
formsieht die Individualisie-
rung vor. Das heißt, grund-
sätzlichgehen wir davonaus,
dass jeder seine eigenen
Steuern zahlt, für seine eige-
ne Altersversicherung auf-
kommt. Auf dieser Ebene ist
es dann eigentlich egal, ob
man verheiratet ist oder

nicht oder ob man Kinder hat
oder nicht. Ich persönlichfin-
de, Leute, die heiraten re-
spektive den "contrat de vie
commune" eingehen wollen,
sollten dieses tun, weil sie
wirklich zusammenleben wol-
len. Und nicht wegen irgend-
welcherfinanzieller Vorteile.
Außerdem steht es jedem

Paar frei, Verträge zu den Ei-
gentumsverhältnissen abzu-
schließen.
Würde der"contrat de vie

commune" nicht reichen,
um das Zusammenleben
von schwulen und lesbi-
schen Paaren rechtlich ab-
zusichern?
Nach dem Gleichbehand-

lungsgrundsatz wäre eine Un-
terscheidung zwischen homo-
sexuellen und heterosexuel-
len Paaren diskri minierend.
Wenn zwei Schwule oder
Lesben heiraten wollen, müs-
sen sie das auch dürfen.
Außerdem, wem würde das
schaden?
Wäre die Homoehe aus

rechtlicher Sicht in Luxem-
burg überhaupt realisier-
bar?
In unserer Verfassung

spricht erstmal nichts gegen
eine Ehe zwischen Frau und
Frau oder Mann und Mann.
Die entsprechende Passage
ist neutral gehalten. Ich bin
überzeugt davon: Sollte eines
Tages ein verheiratetes
schwules oder lesbisches
Paar aus den Niederlanden
hier in Luxemburg darauf auf
Anerkennung klagen, dann
würde ihnen das Gericht
Recht geben müssen.
Hat Ihr Vorstoß über-

haupt eine Chance bei Poli-
tikerInnen undin der Bevöl-
kerung?
Jean−Claude Juncker hat ja

schon ein bisschen Vorarbeit
geleistet und i mmerhin öf-
fentlich thematisiert, dass es
Schwule und Lesben gibt, die
als Paar zusammenleben. Er
hat hierfür einerechtliche Re-
gelung angekündigt. Jetzt
müssen auf Worte Taten fol-
gen. Sicherlich gibt es in der
Bevölkerung Berührungsäng-
ste. Homosexualität wird in
Luxemburg i mmer noch viel
zu wenig thematisiert. Das
gilt für die Schule, aber auch
imgewöhnlichenStraßenbild.
Selbst die Medien hierzulan-

de berichten nicht viel über
Homosexualität. Salonfähig
ist diese Lebensweise als
'Exotikum' vor allem im
Künstlermilieu.
Sie fordern ein Adop-

tionsrecht für alle, unab-
hängig vom Zivilstand und
dersexuellen Orientierung.
Ja. Wir wollen, dass Paare,

egal ob homosexuell oder he-
terosexuell, die eine gewisse
Stabilität in Form eines
"contrat de vie commune"
oder einer Heirat nachweisen
können, Kinder adoptieren
können.
Kriterien wie Stabilität und

materielle Sicherheit sind uns
wichtig. Es soll nicht jeder
einfach ein Kind adoptieren
können.

"Wennzwei Schwule
oder Lesben heiraten
wollen, müssensie
dasauch dürfen.
Außerdem, wemwür-
de dasschaden?"
Von den GegnerInnen ei-

nes Adoptionsrechts für al-
le wird eingewandt, gleich-
geschlechtliche Eltern
könnten keine vollwertigen
Familiensein.
Dass Kinder unbedingt ei-

ne männliche undeine weibli-
che Bezugsperson in Form
von biologischen Vater und
Mutter brauchen, sti mmt in
unserer Gesellschaft nicht
mehr. Sonst wärenja alle Kin-
der von alleinerziehenden
und geschiedenen Eltern von
vornherein schlecht versorgt.
Es gibt auch Kinder in so ge-
nannten'heilen' Familien, die
viel leiden.
Ist es Kindern dennzuzu-
muten, sich mit der Sexua-
lität ihrer Eltern auseinan-
dersetzen zu müssen? Zum
Beispiel, wenn sie dadurch
Opfer von homophoben Be-
nachteiligungen werden.
Die Frageist an sich schon

diskri minierend. Warum soll-
ten diese Kinder es beson-
ders schwer haben? Andere
Kinder müssen sich mit dem
sozialen Status ihrer Eltern
auseinandersetzen oder da-
mit, dassihre Elternkeine ge-
bürtigen Luxemburger sindEhezudritt? Auchfür die Grünentabu. (Foto: Bruno Baltzer)

oder eine andere Hautfarbe
haben.
Wie stehen die Grünen

zur Forderung lesbischer
Frauen mit Kinderwunsch,
ihnen ein Recht aufkünstli-
che Befruchtung zu gewäh-
ren?
Da wir davon ausgehen,

dass hetero− undhomosexuel-
le Paare in Sachen Adoption
rechtlich gleichgestellt sein
sollen, gehören weitere Rech-
te wie die Insemination dazu.
Wichtigist aber die verschie-
denen Rechte mütterlicher−
und väterlicherseits zu klä-
ren. Dasist eine notarielle An-
gelegenheit.
Geschwister respektive

Blutsverwandte sowie Paa-
re mit mehr als zwei Perso-
nenlassen SieinIhremEnt-
wurf jedoch unberücksich-
tigt. Das verstößt doch ge-
gen den Gleichbehand-
lungsgrundsatz.
Nein. Wenn wir vonder Ehe

oder einem "contrat de vie
commune" sprechen, dann
meinen wir eine emotionale
und sexuelle Beziehung, egal
ob homo− oder heterosexuell.
Aus dem Grund sind ver-
wandtschaftliche Beziehun-
gen allesamt ausgeschlossen.
Und Fragen der steuerlichen
Begünstigung etc. wollen wir
ja mit der Individualisierung
lösen. Andere Rechte wie das
Besuchs− oder das Zeugnis-
verweigerungsrecht haben
Blutsverwandte ohnehin.
Der Vorschlag der Grü-

nen beschränkt sich aber
ausdrücklich auf Zweierbe-
ziehungen.
Ja.
Welchen Verhandlungs-

spielraum sehen die Grü-
neninihremKonzept vor?
Der Kompromiss ist der

"contrat de vie commune" für
homo− und heterosexuelle
Paare. Wir wären froh, wenn
wir das erreicht hätten. Ziel
aber bleibt, die Ehe zu refor-
mieren und sie für alle zu er-
weitern. Aber machen wir uns
nichts vor: Die Ehe ist in
Luxemburg eine Institution,
wie es sie in keinemanderen
LandinEuropagibt.

DieFragenstellte
Ines Kurschat


